Vertragsgestaltung Praxisübertragung auf Partnergesellschaft

Beurkundet am …

A. Vorbemerkung

1.
Herr P


ist an der Patentanwaltskanzlei P + A GbR mit 85% beteiligt,


Herr A mit 15%.

2.
Herr B, Herr C und Herr D


sind bislang als angestellte Patentanwälte in der vorbezeichneten Kanzlei tätig.

B. Kaufvertrag

I. Verkauf

1.
Herr P (Verkäufer)


verkauft hiermit an


Herrn A, Herrn B, Herrn C und Herrn D (Käufer)


jeweils einen Anteil von 211/4 % an der in Abschnitt A. dieser Urkunde näher bezeichneten Gesellschaft


– nachfolgend als Kaufgegenstand bezeichnet –.

2.
Mit Vollzug des Vertrages sind an der Gesellschaft beteiligt:


Herr A
zu 361/4 %


Herr B
zu 211/4 %


Herr C
zu 211/4 %


Herr D
zu 211/4 %.

3.
Die Käufer führen die Gesellschaft unter der Bezeichnung P & Kollegen Patentanwälte Partnerschaftsgesellschaft fort, wobei der Verkäufer weiterhin im Briefkopf der Kanzlei aufgeführt werden darf.

II. Abtretung

1.
Der Verkäufer tritt die nach vorstehendem Abschn. I verkauften Anteile mit schuldrechtlicher und dinglicher Wirkung zum … (Übertragungsstichtag) an den Käufer in dem dort bezeichneten Anteilsverhältnis ab. Jeder Käufer nimmt die Anteilsabtretung hiermit an.

2.
Die vorstehende Abtretung ist auflösend bedingt. Die auflösende Bedingung tritt ein, wenn der Verkäufer entsprechend den Bestimmungen in nachstehendem Abschn. VII berechtigt von dem Vertrag insgesamt oder hinsichtlich einzelner Käufer zurücktritt. Die auflösende Bedingung entfällt endgültig, wenn der Verkäufer schriftlich bestätigt, dass der Kaufpreis vollständig entrichtet wurde. Der Verkäufer ist verpflichtet, eine solche Bestätigung nach Eingang der letzten Kaufpreisrate zu erteilen.

III. Gewährleistung

§ 1 Gesellschaftsanteile

Der Verkäufer steht dafür ein, dass die vertragsgegenständlichen Gesellschaftsanteile zum Übertragungsstichtag lastenfrei auf die Käufer übergehen. Rechte Dritter bestehen hieran nicht.

§ 2 Unfertige Leistungen

1.
Die zum Übertragungsstichtag bereits entstandenen Ansprüche, insbesondere Honorarforderungen, auch für zu diesem Zeitpunkt abrechenbare Teilleistungen, stehen noch dem Verkäufer zu, der sich verpflichtet, diese umgehend in Rechnung zu stellen. Jedoch stellt der Verkäufer der Gesellschaft die ihm nach dieser Bestimmung zustehenden, nach dem Übertragungsstichtag eingehenden Honorare der Gesellschaft als Überbrückungsdarlehen bis zum … zinslos zur Verfügung.

2.
Die Vergütung für zum Übertragungsstichtag teilweise erbrachte Leistungen, die noch nicht abgerechnet werden können, steht bereits der Gesellschaft zu, ohne dass hierfür eine gesonderte Vergütung entrichtet wird.


Sonstige Forderungen sowie betriebliche Konten wurden nicht in die Gesellschaft eingebracht.

3.
Verbindlichkeiten, die bis zum Übertragungsstichtag entstanden sind, werden aufgrund der Bestimmungen der Vorurkunde noch vom Verkäufer beglichen und nicht von der Gesellschaft übernommen. Soweit diese Verbindlichkeiten im Zusammenhang mit Leistungen stehen, die nach vorstehendem Abs. 1 schon vom Käufer ab​zurechnen sind, insbesondere durchlaufende Posten, wurden diese Verbindlichkeiten aufgrund der Vorurkunde von der Gesellschaft übernommen und sind künftig von dieser zu begleichen und weiter zu berechnen. Der Verkäufer steht dafür ein, dass zum Übertragungsstichtag nur die vorbezeichneten Verbindlichkeiten in der Gesellschaft vorhanden sind.

§ 3 Mandantenstamm

1.
Die derzeit laufenden Mandate der vertragsgegenständlichen Kanzlei sind dem Käufer bekannt. Auf Einzelaufführung wird verzichtet. Die Beteiligten gehen davon aus, dass die derzeitigen Mandanten ihre Beziehungen zur Kanzlei auch nach dem Inhaberwechsel fortsetzen; eine Haftung hierfür übernimmt der Verkäufer jedoch nicht.

2.
Mit in die Gesellschaft eingebracht und damit auch mitveräußert sind alle Mandantenakten, Datenbestände und sonstigen Unterlagen bezüglich der vorbezeichneten Mandatsverhältnisse. Eine Zustimmung der Mandanten hierzu ist nicht erforderlich, da sämtliche Käufer schon langjährig in der Kanzlei des Verkäufers tätig sind und Kenntnis vom Inhalt der Unterlagen haben.

§ 4 Inventar

Aufgrund der Bestimmungen der Vorurkunde ist das am Übertragungsstichtag in den Praxisräumen vorhandene, dem Verkäufer gehörende Praxisinventar (Mobiliar, Geräte und Maschinen, Fachliteratur etc.) in die Gesellschaft eingebracht.

Der Verkäufer sichert zu, dass die in Anlage B-III-4 aufgeführten Inventargegenstände einschließlich aller Kleinmaterialien und Materialvorräte zum … in das Eigentum der Gesellschaft übergehen.

Der Verkäufer versichert, dass an diesem Inventar keine Rechte Dritter bestehen. Eine Haftung für Sachmängel des Inventars übernimmt der Verkäufer hingegen ausdrücklich nicht; entsprechende Ansprüche werden im Rahmen des gesetzlich Zulässigen ausgeschlossen.

§ 5 Laufende Vertrags- und Arbeitsverhältnisse

1.
Die vertragsgegenständliche Kanzlei wird derzeit in gemieteten Räumen betrieben. Der derzeitige Mietvertrag ist der Urkunde als Anlage B-III-5 a beigefügt.

2.
Die Gesellschaft übernimmt nach den Bestimmungen der Vorurkunde zum Übertragungsstichtag die in Anlage B-III-5 a aufgeführten laufenden Vertragsverhältnisse sowie den vorbezeichneten Mietvertrag. Die Zustimmung der jeweiligen Vertragspartner wird Herr P einholen. Er übernimmt jedoch keine Haftung dafür, dass die Vertragspartner dem Vertragsübergang zustimmen.

3.
Aufgrund der Bestimmungen der Vorurkunde hat die Gesellschaft die in Anlage B-III-5 b aufgeführten Arbeitsverhältnisse gemäß § 613 a BGB übernommen.


Der Verkäufer wird den Arbeitnehmern den Betriebsübergang anzeigen.


Die Arbeitsverträge sind dem Käufer bekannt. Auf Beifügung zur Urkunde wird verzichtet. Der Verkäufer versichert, dass zu den bestehenden Arbeitsverträgen keine mündlichen Nebenabreden bestehen.


Ansprüche der Arbeitnehmer wegen ausstehenden Urlaubs werden zwischen den Vertragsteilen ausgeglichen, ebenso wegen geleisteter Überstunden.

§ 6 Steuern, Abgaben

1.
Steuern und Sozialabgaben, die bis zum Übertragungsstichtag entstanden sind, trägt noch der Verkäufer. Dies gilt nicht für die Umsatzsteuer, soweit die maßgeblichen Umsätze entsprechend den vorstehenden Bestimmungen bereits der Gesellschaft zustehen.

2.
Sofern sich aufgrund einer Betriebsprüfung Nachzahlungen für betriebliche Steuern oder Sozialabgaben, die den Zeitraum bis zum Übertragungsstichtag betreffen, ergeben, haftet hierfür der Verkäufer. Der Verkäufer verpflichtet sich insoweit, die P & Kollegen Patentanwälte Partnerschaftsgesellschaft bzw. den Käufer von jeglicher Inanspruchnahme freizustellen.

IV. Kaufpreis

1.
Der Kaufpreis für die vertragsgegenständlichen Anteile beträgt fest …


Mit diesem Kaufpreis abgegolten ist der anteilige immaterielle Praxiswert (Mandantenstamm und Geschäftswert).


Sofern für die in dieser Urkunde vereinbarte Übertragung Mehrwertsteuer anfällt, ist diese zusätzlich vom Käufer zu entrichten.


Der Kaufpreis ist innerhalb von fünf Jahren nach dem Übertragungsstichtag jeweils in Quartalsraten zu entrichten. Die Raten sind jeweils zum 31. 3., 30. 6., 30. 9. und 31. 12. eines Jahres fällig. Die nachstehenden Jahresbeträge sind gleichmäßig auf die vier Quartalsraten zu verteilen.

2.
Für das Inventar und die Kanzleieinrichtung werden anteilig zu 100% die steuerlichen Buchwerte zum Übertragungsstichtag vergütet. Abschreibungen für Abnutzung für das laufende Jahr werden dabei nicht berücksichtigt.


Der Kaufpreis hierfür wird in vier Raten fällig wie folgt: …

3.
Für die Erbringung des Kaufpreises haften die P & Kollegen Patentanwälte Partnerschaftsgesellschaft sowie die Käufer gesamtschuldnerisch, im Innenverhältnis haften Herr A, Herr B, Herr C und Herr D zu je 1/4.

4.
Im Fall des Ausscheidens eines Partners vor vollständiger Zahlung des Kaufpreises können dessen Kaufpreisanteile von den verbleibenden Partnern oder von einem neu eintretenden Partner übernommen werden. Zur Schuldentlassung im Außenverhältnis ist Herr P jedoch nur verpflichtet, wenn der ausscheidende Partner seinen im Innenverhältnis von ihm zu tragenden Kaufpreisanteil vollständig entrichtet oder hierfür Sicherheit geleistet hat.

5.
Sämtliche Kaufpreiszahlungen sind auf das Konto des Verkäufers Nr. … bei … zu entrichten. Der Kaufpreis muss zum vereinbarten Termin dem Empfängerkonto gutgeschrieben sein.

6.
Bis zu den vereinbarten Terminen sind die Kaufpreisraten nicht zu verzinsen. Hinsichtlich eines etwaigen Verzuges verbleibt es bei den gesetzlichen Bestimmungen.

7.
Jeder Käufer sowie die P & Kollegen Patentanwälte Partnerschaftsgesellschaft


– untereinander als Gesamtschuldner –


unterwirft sich wegen der vorstehend eingegangenen Zahlungsverpflichtungen der sofortigen Zwangsvollstreckung aus dieser Urkunde in sein gesamtes Vermögen.


Zur Erteilung der Vollstreckungsklausel bedarf es nicht des Nachweises der die Fälligkeit begründenden Tatsachen.

V. Eintrittsrecht von Herrn E

1.
Sofern sich der Sohn des Herrn P,


Herr E, geboren am …, wohnhaft …


zu einer Ausbildung zum Patentanwalt entschließt, ist die P & Kollegen Patentanwälte Partnerschaftsgesellschaft verpflichtet, ihm eine Ausbildungsmöglichkeit zur Verfügung zu stellen und mit ihm einen Ausbildungsvertrag zu den marktüblichen Konditionen abzuschließen.

2.
Sofern Herr E seine Ausbildung zum Patentanwalt innerhalb von sieben Jahren nach dem Übertragungsstichtag beginnt, ist er berechtigt, innerhalb von zwei Jahren nach der Zulassung zur Patentanwaltschaft als Partner in die P & Kollegen Patentanwälte Partnerschaftsgesellschaft einzutreten. Sofern Herr E von seinem Eintrittsrecht Gebrauch macht, erwirbt er von jedem Partner einen Anteil X mit

	
	X =
	85%

	
	
	N · (N + 1)



wobei N die Anzahl der Partner zur Zeit der Geltendmachung des Eintrittsrechtes ist. Als Gegenleistung ist hierfür an jeden Partner ein Kaufpreis KP(X) zu zahlen, der sich wie folgt berechnet:

	
	KP(X) =
	X · KP(G)
	 + X · BW

	
	
	85%
	



Dabei ist KP(G) der immaterielle Praxiswert zur Zeit der Geltendmachung des Eintrittsrechtes. Besteht über diesen Wert keine Einigkeit, so gilt § 15 Abs. 2 des Partnerschaftsvertrages in der heute vereinbarten Fassung entsprechend. BW ist der steuerliche Buchwert des Inventars und der Praxiseinrichtung zum Ende des der Geltendmachung des Eintrittsrechtes vorausgehenden Wirtschaftsjahres. Ein Ausgleich für Forderungen und Verbindlichkeiten ist ausdrücklich nicht zu erbringen.


Für die Kaufpreisfälligkeit gilt Abschn. IV entsprechend. Als Ausgangstag für die Berechnung der Kaufpreisraten gilt dabei der Tag der Übertragung der Anteile.

3.
Soweit vorstehend Herrn E Rechte eingeräumt werden, geschieht dies im Wege eines echten Vertrages zugunsten Dritter, in der Weise, dass Herr E ein eigenes Recht erwirbt. Die vorstehend begründeten Rechte des Herrn E können nicht ohne dessen Zustimmung aufgehoben, eingeschränkt oder abgeändert werden.

VI. Weitere Mitarbeit des Verkäufers

1.
Der Verkäufer wird bei Bedarf weiterhin als freier Mitarbeiter der Kanzlei zur Verfügung stehen. Die Einzelheiten dieser Mitarbeit werden zwischen den Vertragsteilen zu einem späteren Zeitpunkt vereinbart. Die Wirksamkeit des Kaufvertrages hängt für beide Seiten nicht vom Zustandekommen einer Vereinbarung über die weitere Mitarbeit ab.

2.
Für den Fall der weiteren Mitarbeit des Verkäufers ist der Käufer verpflichtet, für den Verkäufer eine Berufshaftpflichtversicherung in gleicher Höhe und im gleichen Umfang wie für die Partner der P & Kollegen Patentanwälte Partnerschaftsgesellschaft abzuschließen und für die Dauer der Mitarbeit aufrecht zu erhalten und die Prämien hierfür zu entrichten.


Herr P wird hinsichtlich der künftigen Mitarbeit vom Käufer von jeglicher Inanspruchnahme durch Dritte wegen der Verletzung beruflicher Pflichten freigestellt, soweit die Haftungsfälle nicht auf seinem eigenen Verschulden beruhen.

VII. Rücktrittsrecht

Wenn die Käufer oder einzelne Käufer ihren Verpflichtungen nach diesem Vertrag, insbesondere der Verpflichtung zur Kaufpreiszahlung, nicht nachkommen, ist der Verkäufer entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen zum Rücktritt berechtigt. Der Rücktritt ist schriftlich zu erklären und per Einschreiben-Rückschein mitzuteilen.

Hierzu wird weiterhin vereinbart, dass der Verkäufer nur vom Verkauf gegenüber dem jeweils in Verzug befindlichen Käufer zurücktreten kann. Im Fall eines auf einzelne Käufer beschränkten Rücktritts tritt der Verkäufer in die mit der gegenwärtigen Urkunde begründete Partnerschaftsgesellschaft zu den vereinbarten Bedingungen ein und der von den verbleibenden Käufern zu entrichtende Kaufpreis verringert sich entsprechend. Der Verkäufer ist in diesem Fall zur Weiterveräußerung seines Anteils an beliebige Personen berechtigt. Die Geltendmachung eines weitergehenden Schadens gegen die auch insoweit gesamtschuldnerisch haftenden Käufer bleibt unberührt.

C. Partnerschaftsvertrag

Herr A, Herr B, Herr C und Herr D schließen für die weitere Fortführung der Kanzlei folgenden Partnerschaftsvertrag.

Die aufgrund der Vorurkunde entstehende Sozietät wird identitätswahrend in die nachstehend vereinbarte Partnerschaftsgesellschaft überführt, wozu Herr P seine ausdrückliche Zustimmung erteilt.

§ 1 Errichtung, Zweck, Partner

1.
Zu einer Partnerschaft im Sinne des Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes schließen sich zusammen:


Herr A, Herr B, Herr C und Herr D.

2.
Gegenstand der Partnerschaft ist die gemeinschaftliche Berufsausübung der Partner innerhalb des Patentanwaltsbüros am Sitz der Partnerschaft sowie die Vornahme aller dazu förderlichen Maßnahmen und Rechtsgeschäfte.

3.
Partner kann nur sein, wer die berufliche Qualifikation zum Patentanwalt besitzt.

§ 2 Name, Sitz


1.
Der Name der Partnerschaft lautet P & Kollegen Patentanwälte Partnerschaftsgesellschaft.


2.
Der Partner Herr A willigt darin ein, dass der Name der Partnerschaft auch nach seinem Ausscheiden fortgeführt werden darf, sofern er nicht ausscheidet, um seinen Beruf außerhalb der Partnerschaft auszuüben.


3.
Die Partnerschaft hat ihren Sitz in …

§ 3 Dauer, Geschäftsjahr

Die Partnerschaft ist auf unbestimmte Zeit errichtet.

Das Geschäftsjahr der Partnerschaft ist das Kalenderjahr.

§ 4 Einlagen

1.
Die Partner sind an der Partnerschaft in folgendem Anteilsverhältnis beteiligt:


Herr A 
zu 361/4 %


Herr B
zu 211/4 %


Herr C 
zu 211/4 %


Herr D 
zu 211/4 %.

2.
Die Einlageverpflichtung ist für sämtliche Partner erfüllt durch Einbringung der Patentanwaltskanzlei durch Herrn P.

§ 5 Berufsausübung


1.
Jeder Partner stellt der Partnerschaft seine volle Arbeitskraft zur Verfügung. Entgeltliche Nebentätigkeiten dürfen nur mit Zustimmung aller Partner ausgeübt werden. Alle Partner verpflichten sich, im Jahresdurchschnitt mindestens drei abrechenbare Stunden pro Arbeitstag und Partner zu erbringen.


2.
Neue Aufträge werden nur zugunsten der Partnerschaft entgegengenommen.


3.
Alle Einnahmen aus der Berufstätigkeit der Partner sind Einnahmen der Partnerschaft.

§ 6 Auszeit

Jeder Partner ist berechtigt, nach vorheriger Ankündigung mit einer Frist von zwölf Monaten eine Auszeit von sechs Monaten zu nehmen. Während der Auszeit werden Vorabgewinnanteile nicht ausgezahlt. Die nicht vom eigenen Umsatz des Partners abhängigen Teile des Gewinns/Verlustes (§ 11 Abs. 3) werden pro rata temporis gekürzt. Eine erneute Auszeit kann erst nach Ablauf von sieben Jahren, gerechnet ab dem Ende der vorangehenden Auszeit, genommen werden.

§ 7 Geschäftsführung , Vertretung

1.
Zur Geschäftsführung und Vertretung berechtigt und verpflichtet sind alle Partner gemeinschaftlich. Nach außen wird die Partnerschaft durch jeden Partner einzeln vertreten. Die Partner können im Innenverhältnis abweichende Regelungen treffen.

2.
Auch Verträge mit Auftraggebern, auf deren Grundlage die Partnerschaft zur Erbringung einer beruflichen Leistung verpflichtet wird, können von jedem Partner allein abgeschlossen werden.

3.
Ein Partner kann durch einstimmigen Beschluss der übrigen Partner von der Geschäftsführung oder Vertretung in den Bereichen gemäß nachstehendem Absatz 4 ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt.

4.
Alle Partner sind verpflichtet, sich an der Verwaltungstätigkeit der Kanzlei zu beteiligen, insbesondere Urlaubsplanung, Betreuung der EDV-Anlage und Mandantenakquirierung. Die Verwaltungstätigkeit soll dabei nach Möglichkeit gleichmäßig auf die übrigen Partner verteilt werden.

§ 8 Haftung

1.
Für Verbindlichkeiten der Partnerschaft aus Schädigungen wegen fehlerhafter Berufsausübung haftet neben dem Vermögen der Partnerschaft nur derjenige Partner, der innerhalb der Partnerschaft die berufliche Leistung erbracht oder verantwortlich geleitet und überwacht hat (handelnder Partner). Diese Haftungsbeschränkung wird Gegenstand der Allgemeinen Geschäftsbedingungen, die in jedem Vertrag der Partnerschaft vereinbart werden sollen.

2.
Wird ein Partner als handelnder Partner für Schäden in Anspruch genommen, für deren Entstehung ein schuldhaftes Handeln oder pflichtwidriges Unterlassen eines anderen Partners (mit)ursächlich geworden ist, tragen die Partner den Schaden im Innenverhältnis entsprechend der Regelung des § 254 BGB.

§ 9 Beschlüsse

Beschlüsse werden mit der Mehrheit der Stimmen gefasst, wobei sich die Stimmberechtigung nach den Anteilen bemisst. Beschlüsse können innerhalb einer formlos einzuberufenden Partnerversammlung sowie fernmündlich oder schriftlich gefasst werden. Ein Partner kann einen anderen schriftlich zur Stimmabgabe bevollmächtigen. Gefasste Beschlüsse sind von den Partnern schriftlich niederzulegen und zu den Akten der Partnerschaft zu nehmen.

Änderungen dieses Vertrages können nur einstimmig beschlossen werden.

§ 10 Buchführung

1.
Die Partner sind zur ordnungsgemäßen Buchführung und geordneten Aufbewahrung aller Belege verpflichtet.

2.
Sie erstellen innerhalb von 6 Monaten nach Abschluss eines jeden Geschäftsjahres für das abgelaufene Geschäftsjahr einen Rechnungsabschluss, aus dem sich als Saldo zwischen Einnahmen und Ausgaben der Gewinn bzw. Verlust ergibt.

3.
Der Rechnungsabschluss ist durch Beschluss der Partnerschaft festzustellen, wodurch er für die Partner verbindlich wird. Ist dies innerhalb eines Monats nach Vorlage des Rechnungsabschlusses nicht geschehen, wird der Rechnungsabschluss durch einen von der zuständigen Wirtschaftsprüfungskammer zu benennenden Wirtschaftsprüfer auf Kosten der Partnerschaft neu erstellt und gilt damit als von den Partnern festgestellt.

§ 11 Gewinnverwendung

1.
Die Partner nehmen am Gewinn und Verlust der Partnerschaft im Verhältnis ihrer Einlagen teil, nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen.

2.
Herr A erhält zunächst aufgrund der Größe seiner Beteiligung einen Gewinnanteil von 15%.

3.
Vom nach Abzug des Gewinnanteils von 15% gemäß Absatz 2 verbleibenden Gewinn erhält jeder Partner zunächst einen Umsatzanteil an der eigenen geleisteten Arbeit. Der Umsatzanteil entspricht 50% der Beträge (netto) die basierend auf der von ihm persönlich geleisteten Arbeit den Mandanten der Kanzlei in Rechnung gestellt wurden. Besonderheiten:

a)
Rechnungen mit Grundhonorar/Pauschalbeträge: Grundsätzlich soll Arbeitszeit für Tätigkeiten/Verwaltungstätigkeiten berücksichtigt werden, wenn der Tätigkeit/Verwaltungstätigkeit eine konkrete Rechnung zugeordnet werden kann. In diesem Fall ist auf der Rechnung (für interne Zwecke) anzugeben, welcher Anteil der Rechnung – der sich aus der Zeit und dem Stundensatz ergibt – der persönlichen Arbeit zuzuordnen ist. Sofern der investierte Zeitaufwand ungewöhnlich hoch ist bzw. einen nicht unerheblichen Anteil des Grundhonorars/Pauschalbetrags umfasst (und aus besonderen Gründen nicht zusätzlich zu dem Grundhonorar/Pauschalbetrag verrechenbar ist), sollte der Rechnung (für interne Zwecke) eine kurze Begründung beigefügt sein. Dies kann insbesondere bei


Schutzrechtsanmeldungen im Ausland,


inländischen Anmeldungen von Marken/Geschmacksmustern,


Anmeldungen von Patenten/Gebrauchsmustern mit inneren Priorität,


Prüfung von Übersetzungen,


Umschreibungen,


der Kontrolle einfacher Eingaben sowie der Beantwortung einfacher Bescheide (z. B. Korrektur des Warenverzeichnisses)




der Fall sein.

b)
Übersetzungen sowie Abrechnungen nach dem RVG (Patentanwaltsanteil) bzw. RVG-ähnliche Leistungen werden dem Partner anstelle eines Stundensatzes vollständig als Betrag der persönlich geleisteten Arbeit zugeordnet.

4.
Soweit nach Abzug des Gewinnanteils von 15% gemäß Abs. 2 und nach Auszahlung der umsatzabhängigen Gewinnanteile gemäß vorstehend Abs. 3 noch ein weiterer Gewinn verbleibt, wird dieser unter den Partnern entsprechend dem Verhältnis ihrer Einlagen (§ 4) verteilt, wobei hinsichtlich der Einlage des Herrn A der unter Abs. 2 berücksichtigte Anteil von 15% hier nicht gewinnberechtigt ist.

5.
An etwaigen Verlusten nehmen alle Partner im Verhältnis ihrer Einlagen teil.

6.
Jeder Partner erhält zum Ende eines jeden Monats zu Lasten seines Gewinnanteils einen Fixbetrag. Dessen Höhe wird von den Partnern zu Beginn des Geschäftsjahres vereinbart. Sofern keine abweichende Vereinbarung getroffen wird, erhält jeder Partner monatlich 1/12 von 70%, also 7/120 seines Vorjahresgewinnanteils. Darüber hinausgehende Zwischenauszahlungen sind nur mit Zustimmung aller Partner möglich.

7.
Die Partner können mehrheitlich beschließen, dass eine gemeinschaftliche Rücklage bis zur Höhe der Hälfte der jährlichen Betriebsausgaben (ohne Umsatzsteuer und durchlaufende Posten) gebildet wird. In diesem Fall werden von dem Gewinnanteil jedes Partners jährlich bis zu 5% einbehalten, bis die Rücklage die vorgesehene Höhe erreicht hat.

8.
Die nicht bereits gemäß Abs. 4 ausgezahlten oder gemäß Abs. 5 in die Rücklage eingestellten Gewinnanteile werden unverzüglich nach Feststellung des Rechnungsabschlusses an die Partner ausgezahlt.

9.
Jeder Partner ist berechtigt, über die Partnerschaft einen PKW zu erwerben. Die Kosten für Anschaffung, Instandhaltung und Betrieb werden von der Partnerschaft getragen, allerdings von dem Gewinnanteil des jeweiligen Partners gemäß Abs. 2 und 3 in Abzug gebracht. Halter des Fahrzeugs ist die Partnerschaftsgesellschaft.

§ 12 Übertragung von Partnerschaftsbeteiligungen

1.
Die Beteiligung an der Partnerschaft ist nur an solche Personen veräußerlich, die gemäß § 1 Abs. 3 Partner sein können.

2.
Die Veräußerung der Beteiligung an der Partnerschaft darf nur mit Zustimmung aller übrigen Partner erfolgen. Sämtliche Vereinbarungen im Zusammenhang mit dem Beteiligungsübergang bedürfen der Schriftform und sind den übrigen Partnern zur Genehmigung vorzulegen. Veräußert werden können auch Teile der Beteiligung.

3.
Soll die Beteiligung oder ein Teil von ihr an einen den Anforderungen des § 1 Abs. 3 genügenden Abkömmling eines Partners veräußert werden, gilt die Zustimmung der übrigen Partner als erteilt, es sei denn, in der Person des neuen Partners besteht ein wichtiger Ausschlussgrund.

§ 13 Tod eines Partners

1.
Die Beteiligung an der Partnerschaft ist vererblich. Erbe kann nur sein, wer gemäß § 1 Abs. 3 als Partner in Betracht kommt. Für die Höhe der Abfindung von Erben, die diese Voraussetzungen nicht erfüllen, gilt § 15 entsprechend.

2.
Geschäftsführungs- und Vertretungsbefugnisse gehen auf die Erben nicht über.

§ 14 Kündigung, Ausschließung

1.
Jeder Partner kann die Partnerschaft gegenüber den übrigen Partnern unter Beachtung einer Frist von 6 Monaten zum Ende eines Kalenderjahres schriftlich kündigen, jedoch nicht vor vollständiger Zahlung des Kaufpreises an Herrn P. Das Recht zur fristlosen Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. Bevor ein Partner aus der Partnerschaft ausscheidet, hat er den verbleibenden Partnern den Verkauf der Beteiligung zum Abfindungswert anzubieten. Die verbleibenden Partner können das Angebot nur innerhalb von 6 Wochen annehmen. Nehmen mehrere das Angebot an, so erwerben sie den Anteil zu gleichen Teilen und schulden jeweils nur den entsprechenden Anteil der Gegenleistung.

2.
Liegt in der Person eines Partners ein wichtiger Grund vor, so kann dieser Partner durch gemeinsame schriftliche Erklärung aller übrigen Partner ausgeschlossen werden. Ein wichtiger Grund in diesem Sinne ist insbesondere anzunehmen, wenn

a)
der Partner die Berufsqualifikation gemäß § 1 Abs. 3 verliert

b)
über das Vermögen des Partners ein Insolvenzverfahren eröffnet oder die Eröffnung mangels Masse abgelehnt wird,

c)
in den Anteil eines Partners oder dessen Auseinandersetzungsguthaben die Zwangsvollstreckung betrieben und nicht innerhalb von drei Monaten wieder aufgehoben wird oder der Erwerber die Richtigkeit seiner Vermögensverhältnisse an Eides Statt versichern muss,

d)
der Partner dauerhaft (sechs Monate oder länger) seine berufliche Tätigkeit eingestellt hat oder einzustellen beabsichtigt oder

e)
der Partner trotz schriftlicher Abmahnung entgegen § 5 Abs. 1 Nebentätigkeiten ausübt. Kann die Ausschließung eines Partners verlangt werden, so ist der Auszuschließende auf Verlangen der verbleibenden Partner verpflichtet, seine Beteiligung zum Abfindungswert an einen von ihnen zu benennenden Erwerber zu verkaufen und zu übertragen.

3.
Jeder Partner verpflichtet sich, im Fall seines Ausscheidens aus der Kanzlei während eines Zeitraumes von zwei Jahren, gerechnet ab dem Zeitpunkt der Wirksamkeit des Ausscheidens, auf dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes in Deutschland und Europa nicht für Mandanten und ausländischen Kollegen tätig zu werden, mit denen die Kanzlei P & Kollegen Patentanwälte Partnerschaftsgesellschaft zum Tage des Ausscheidens zusammenarbeitet.

§ 15 Abfindung

1.
Beim Ausscheiden wegen Versterbens oder dauernder Berufsunfähigkeit aus der Partnerschaft kann von den übrigen als Abfindung der Betrag verlangt werden, den ein Dritter aufwenden würde, wenn er anstelle des Partners in die Partnerschaft eintreten würde. Scheidet ein Partner aus anderen Gründen aus der Partnerschaft aus, so beträgt die Abfindung 70% des vorstehenden Betrages. Sofern der ausscheidende Partner Mandanten der Gesellschaft zu einem Zeitpunkt innerhalb von zwei Jahren nach dem Ausscheiden übernimmt und/oder patentanwaltlich betreut, verringert sich das Abfindungsguthaben um den Wert dieser Mandate (letzter Jahresumsatz; bei langjährigen Mandanten durchschnittlicher Jahresumsatz der letzten drei Jahre vor dem Ausscheiden, jeweils multipliziert mit dem Faktor 1,5).

2.
Sofern über den Betrag des Abfindungsguthabens keine Einigung erzielt wird, entscheidet hierüber auf Antrag einer Seite unter Ausschluss des Rechtsweges ein vom Präsidenten der Patentanwaltskammer zu benennender Schiedsgutachter für beide Seiten verbindlich. Die Kosten des Schiedsgutachters tragen beide Seiten je zur Hälfte.

3.
Die Abfindung ist in drei gleichen Jahresraten fällig, davon die erste 6 Monate nach dem Ausscheiden. Die ausstehenden Raten sind nach Fälligkeit der ersten Rate in Höhe von zwei Prozentpunkten über dem Basiszinssatz gemäß § 247 BGB zu verzinsen. Vorzeitige Zahlung ist zulässig. Sicherheit kann nicht verlangt 
werden.

4.
Sofern ein Partner ausscheidet, bevor sämtliche Kaufpreisraten an Herrn P entrichtet sind, gilt Folgendes: Das Abfindungsguthaben gemäß vorstehender Abs. 1 und 2 wird mit dem im Innenverhältnis vom ausscheidenden Partner noch zu tragenden Kaufpreisanteil verrechnet. Dieser Kaufpreisanteil wird von den verbleibenden Partnern im Innenverhältnis übernommen. Soweit sich danach noch ein Saldo zu Lasten des ausscheidenden Partners ergibt, ist dieser im Rahmen des im Kaufvertrag vorgesehenen Ratenplanes zu entrichten.

§ 16 Liquidation, Trennung

1.
Im Falle der Liquidation der Partnerschaft sind alle Partner gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren.

2.
Am Liquidationsergebnis nehmen die Partner entsprechend dem Verhältnis ihrer Anteile teil.

3.
Im Fall einer Trennung der Partnerschaft, gleich aus welchem Grund, verbleiben der Kanzleiname und die Räume ebenso wie Telefon- und Faxnummern, e-Mail-Adressen und die homepage (domain) und sonstige öffentlichkeitswirksame Kennzeichen der Partnerschaft in der Kanzlei, in der Herr A weiterhin tätig ist.

§ 17 Allgemeine Bestimmungen

1.
Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages nichtig oder unwirksam sein, wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen hiervon nicht berührt. Anstelle der unwirksamen oder nichtigen Bestimmung gilt eine solche Bestimmung als vereinbart, die der unwirksamen oder nichtigen Bestimmung in ihrem wirtschaftlichen und rechtlichen Inhalt in zulässiger Weise am nächsten kommt. Dasselbe gilt sinngemäß für die Ausfüllung von Vertragslücken.

2.
Bei Meinungsverschiedenheiten und Streitigkeiten aus diesem Vertrag sowie sonstigen Streitigkeiten zwischen Partnern oder zwischen der Partnerschaft und einzelnen Partnern ist die Beschreitung des ordentlichen Rechtsweges nur zulässig, wenn zuvor ein Einigungsversuch bei einer durch die Patentanwaltskammer benannten Schlichtungsstelle ergebnislos verlaufen ist.

D. Schlussbestimmungen

I. Außergerichtliche Streitbeilegung; Salvatorische Klausel

§ 17 des Partnerschaftsvertrages gilt auch für das Verhältnis zwischen Verkäufer und Käufer aus diesem Vertrag entsprechend.

II. Anlagen

1.
Der Urkunde sind folgende Anlagen beigefügt:


Anlage B-III-4: Inventarliste


Anlage B-III-5 a: Mietvertrag


Anlage B-III-5 b: Liste der Arbeitsverhältnisse

2.
Die Anlagen B-III-4, B-III-5 a und B-III5 b, auf die gemäß § 14 BeurkG verwiesen wird, wurden den Beteiligten zur Kenntnisnahme vorgelegt und von ihnen unterschrieben. Auf Verlesung wurde verzichtet.

III. Hinweise

Die Beteiligten wurden vom Notar insbesondere hingewiesen auf

a)
die gesamtschuldnerische Haftung der Beteiligten für Kosten und Steuern,

b)
die Verpflichtung, alle Vertragsabreden vollständig und richtig anzugeben.

IV. Notarermächtigung

Der Notar wird ermächtigt, die Beteiligten zum Zwecke des Vollzugs dieses Vertrages vollumfänglich zu vertreten.

V. Kosten und Ausfertigungen

1.
Die Kosten dieser Urkunde trägt Herr P.

2.
Von dieser Urkunde erhalten


Beglaubigte Abschriften:


die Beteiligten


der Steuerberater des Verkäufers


der Steuerberater der Gesellschaft


Vorgelesen vom Notar …
















